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Tschud i för 9. Revision
BASEL. Das Aktionskomi­
tee der SP Schweiz und des 
Schweizerischen Gewerk­
schaftsbundes für die 9. 
AHV-Revision hat zu ihrem 
Präsidenten alt Bundesrat 
Professor Dr. Hans Peter 
Tschudi gewählt. Auf einer 
Postkarte, die von den Ge­
werkschaften und der Par­
tei ' an die Haushaltungen

nachweislich um vom Volk 
gestohlene oder durch Kor­
ruption erworbene Vermö­
gen handelt.

9. Revision 
und Verfassung
BERN. Nach einer Mittei­
lung des Sozialdemokrati­
schen Pressedienstes (SPI) 
«haben wir in der Schweiz 
noch über 110 000 Ergän- 
zunjsleistuogs-Rentner». f § |

VON NATIONALRAT DR. RICHARD MÜLLER. 
FRAKTIONSPRÄSIDENT

Gegen die 9. AHV-Revision ist das Referendum er­
griffen worden. Handelt es sich hier um eine Rebel­
lion der sozialpolitischen Lastesel? («NZZ») oder 
handelt es sich nicht vielmehr um einen Versuch, 
unser grösstes Sozialwerk zunächst in Misskredit 
zu bringen und in einer weitern Etappe zu liquidie­
ren? Zurück zur Armenfürsorge, zurück zum Almo­
senstaat; das ist das Ziel derjenigen, die nichts 
gelernt und nichts vergessen haben. Am Anfang
w a r e n  es n u r n a r\y w p n i n a  R e r h t e a i i c - a n  H i a  H ö r

* *  J "  '



AHV-Revkion zu stimmen. Grosszahl von Fällen nicht 
«Ihre Verwerfung würde zum Leben ausreicht», ob- 
dic AHV, unser grösstes schon der Bund auf Grund 
und wichtigstes Sozialwerk, von Verfassung und Gesetz

verpflichtet ist, den Rent­
nern den Teuerungsaus­
gleich zu gewähren. «Mög­
licherweise werden wir noch 
froh sein, wenn die für die 
9. AHV-Revision hierfür 
vorgesehenen 5 Prozent 
überhaupt ausreichen», 
schreibt der Informations­
dienst der SP Schweiz.

in G efah r bringen», 
es im A ufruf des i 
gen Landesvaters.

Schweiz # *  
Fluchtgeldhort
ZÜ RICH . Aus gut infor­
m ierten Kreisen ist be­
kanntgeworden, dass etwa 
12 M illiarden Fluchtgelder 
der Herrschenden von Ent­
w icklungsländern Ç  'au f 
Schweizer Bankkc 
gen. Nach schweizerische! 
Bankenrecht brauchen di 
Banken diese Fluchtkapit; 
lien selbst dann nicht 
kanntzugeben oder gar her- 
au.vugebcn, wenn es sich 

................

Schon Landesstreik- 
Forderung
OLTEN . Wie aus den A r­
chiven zum Landesstreik im 
Jahre 1918 hervorgeht, steht 
im Forderungskatalog die­
ses grössten A rbeitskam p­
fes der Schweiz un terP unkt 
sieben: «Alters- und Inva­
lidenversicherung.» W eitere 
Forderungen des Landes­
streiks waren u. a. die E in­
führung der Proporzwahl 
für die N ationalratsw ahlen, 
Stimm- und W ahlrecht für 
die Frauen und ihre G leich­
berechtigung, Recht auf A r­
beit, E inführung der 48- 
Stunden-W oche, Schaffung 
einer Volksarmee.

Ist die
Linkspresse 
am Ende?

Dies fragte eine gros­
se «überparteiliche» 
bürgerliche Zeitung. 
Ueberzeugen Sie sich 
selber, wie lebendig 
wir sind! Schnuppern 
Sie mal in der täg­
lichen Alternative.

Ich bestelle ein 3-Monate-Schnupperabonnement zu Fr. 10.- 
für □  Volksrecht (Zürich) □  Freier Aargauer (Aargau)

Einsenden an: Freier Aargauer/Volkarecht, 5001 Aarau.

der Republikaner Nationalrat Graf, Leute der rechts­
extremen Gruppierung (Stimme der schweigenden 
Mehrheit), Anhänger und Freunde von Cincera, 
Figuren aus der Umgebung des sattsam bekannten 
«Trumpf Buurs».

Morgenluft

Jetzt w ittern aber weite Kreise 
M orgenluft. D ie Gewerbekam ­
m er mit dem  Gewerbeboss 
Otto Fischer ist zum K am pf 
gegen die A H V  angetreten, 
N ationalrat Letsch schwenkte 
entschieden auf die Seite der 
Gegner ein. FD P- und SVP- 
K antonalparteien scheren aus. 
D as zeigt, dass w ir die Aus­
einandersetzung sehr ernst neh­
men müssen. Es geht um 
nichts weniger als um  eine 
W eichenstellung der Politik 
der sozialen Sicherheit in un­
serem  Lande. G eht der K am pf 
am 26. F ebruar fü r die L ohn­
abhängigen und die AHV- 
R entner verloren, so können 
w ir auch die Floffnung begra­
ben, in absehbarer Zeit eine 
w ahrhafte soziale K rankenver­
sicherung zu verwirklichen.

Eindeutige Verfassung

Schritt fü r Schritt w urde in 
den letzten dreissig Jahren die 
AF1V dank unzähliger Vor- 
stösse von Sozialdem okraten 
und G ew erkschaftern und 
dank der Initiative von Hans 
Peter Tschudi auf das heutige 
N iveau gebracht. Im  Dezem ­
ber 1972 haben die Stim m bür­
ger m it einer M ehrheit von 
rund einer M illion den neuen 
V erfassungsartikel angenom ­
men, der existenzsichernde 
Renten garantiert und m inde­
stens den Teuerungsausgleich 
sichert. Bei den W ahlen 1975 
w urde A ndreas Brunner, der 
m it 97 M itunterzeichnern ei­
nen A ngriff auf die A H V  und 
die R enten in einer M otion 
startete, eine deutliche Quit­
tung erteilt. So deutlich, 
dass sich keiner der verbliebe­
nen M itunterzeichner getraute, 
nach den W ahlen die M otion 
zu vertreten. D ie Rechte 
schätzt o ffenbar die Lage heute 
anders ein. Ih r  muss eine deut­
liche A bfuhr erteilt werden.

Die 9. Revision

Woruin geht es bei der 9. Re­
vision? Man will vorab das 
Versicherungswerk auf eine 
gesunde finanzielle Basis nicht 
nur für heute, sondern auch 
für morgen stellen. Die Bun­
desbeiträge sollen allmählich 
wieder auf das Niveau von
1974 angehoben werden. Denn 
die unsichere finanzielle Lage 
dieses grossen Versicherungs­
werkes ist allein deshalb ent­
standen, weil dank der bür­
gerlichen Mehrheit in den eid­
genössischen Räten im Jahre
1975 der AHV 540 M illionen 
weggenomnien wurden und 
der Beitrag des Bundes in den 
Jahren 1976 und 1977 so ge­
kürzt wurde, dass jetzt 700 
M illionen ini Jahr fehlen. Die 
Defizite, welche die AHV- 
Rechnung aufweist, sind allein 
auf die fehlende Bundeslei­
stung seit 1975 zurückzufüh­
ren. D ie massvolle E rhöhung 
der Bundesbeiträge in drei 
E tappen ist Hauptangriffsziel 
unserer Gegner.

Gewerbe-Fischer für 
Gross verdien er

A ber auch die R entner tragen 
zur Konsolidierung bei durch 
Neufestsetzung der G renzen 
fü r die Ehepaarsrente und der 
Zusatzrenten fü r Ehefrauen. 
D aneben werden die Beiträge 
der gut verdienenden Selb­
ständigerwerbenden, die m an 
1969, als Geld im Überfluss 
vorhanden war, kürzte, mass- 
voll erhöht. N icht erhöht, son­
dern herabgesetzt werden die 
Beiträge der Selbständigerwer­
benden, die ein steuerbares 
Einkom m en von weniger als 
24 000 Franken haben. So m üs­
sen heute Selbständigerwer­
bende m it einem Einkom m en 
von 21 000 Franken 7,3 P ro ­
zent an die AH V  zahlen, neu 
nach A nnahm e der 9. Revision 
nur noch 6,5 Prozent. D ie

Zurück zum Almosen-Staat oder vorwärts zu einem menschenwürdigen Leben auch nach der Pen­
sionierung? Die Antwort heisst: Ja zur 9. AHV-Revision.

Entlastung dieser kleinen 
Leute küm m ert den Gewerbe­
boss O tto F ischer aber offen­
sichtlich wenig. M it ihm  setzt 
sich die G ew erbekam m er nur 
fü r die G rossverdiener ein.

Gegensteuer zur Überalterung

D ie Sozialabbauer, denen die 
heutigen Renten ein D orn im 
Auge sind, die sie als zu hoch 
em pfinden, weisen u. a. auf 
die V erschlechterung des V er­
hältnisses zwischen Erw erbs­
tätigen und Rentenbezügern in 
den kom m enden Jahrzehnten 
hin. Auch hier gibt die 9. 
AHV-Revision Gegensteuer.

Alle Erw erbstätigen, unbe­
schadet ihres A lters, sollen 
wieder wie vor 1954 Beiträge 
entrichten. A usgenom m en ist 
aber fü r A H V -R entner ein 
Verdienst von 750 F ranken im 
M onat.

Geld allein reicht nicht

Entsprechend dem  1972 ange­
nom m enen Verfassungsartikel 
will m an m it der 9. Revision 
auch M ittel an Organisationen 
und Institutionen, die sich die 
Beratung, Betreuung und Be­
schäftigung von Betagten zum  
Ziele setzen, abgeben. D enn 
fü r viele A lte genügt die Be­
zahlung einer R ente nicht. Sie 
dürfen nicht einfach kalt und 
herzlos ihrem Schicksal über­
lassen werden. N eu ist auch, 
dass den invaliden Betagten 
Hilfsm ittel, wie Prothesen, 
R ollstühle und H örapparate  
zur Verfügung gestellt w erden 
sollen, Schwerstbehinderte, wie 
Blinde oder Gelähm te, erhal­
ten eine zusätzliche Hilfe, d a ­
m it sie den K ontakt m it der 
Um welt besser hersteilen kön­
nen. Auch gegen diese M ass­
nahm en richtet sich das R efe­
rendum .

Am 26. Februar 1978 müssen 
wir den Rechtskreisen eine 
ganz klare und eindeutige N ie­
derlage bereiten. D ie A H V  ist 
unsere AHV. W ir m üssen ent­
schieden diesen A ngriff auf 
die Sozialversicherung und 
die Sozialpolitik in unserem  
Lande, wie sie durch Sozial­
dem okraten und G ew erkschaf­
ter geprägt wurde, abweisen.

Die A H V  sichert den Betagten 
ein bescheidenes m onatliches 
Einkom m en. Sie n im m t den 
Jungen die Sorge um  künfti­
ges A ltw erden ab. Sie gibt 
ihnen und ihren Fam ilien bei 
Invalidität oder T od Sicher­
heit.

Unsere Parole lautet: Wir ge­
hen alle zur Urne am 26. Fe­
bruar, wir mobilisieren Freun­
de und Bekannte für ein klares 
Ja zur 9. AHV-Revision.
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AHV-Alter:
Flexibel

VON NATIONALRÄTIN 
GABRIELLE NANCHEN

Manchmal werden wich­
tige Probleme falsch ange­
gangen. Das ist der Fall 
bei der Poch-Initiative, in 
der die Herabsetzung des 
AHV-Rentenalters verlangt 
wird. Die SP Schweiz be­
findet sich da in einer 
heiklen Lage: Sagt sie ja, 
bleibt sie einem alten Po­
stulat der Arbeiterbewe­
gung treu; aber —  indem 
sie es tut —  verschärft sie 
noch die sozialen Un­
gleichheiten. Sagt sie aber 
nein, scheint es, als ob sie 
ihre Prinzipien verriete, 
doch verringert sie den 
Schaden.

Privilegien würden honoriert
Solange die A H V -R enten nicht 
spürbar erhöht werden, so dass 
die lebensnotwendigen Bedürf­
nisse gedeckt sind, profitieren 
n u r die Privilegierten in unse­
rer Gesellschaft, jene, die ohne­
hin über ein dickes Pensions- 
kassenpolster verfügen oder ein

der D oppelbelastung der be­
rufstätigen M utter in der F a ­
milie und am  A rbeitsplatz. D a­
m it aber schleppen sie bisheri­
ges R ollenverhalten in  die 
achtziger Jahre. Dazu können 
wir auch nicht ja sagen.

Reform  verlangt etwas ande­
res: H eute bricht über den 
rüstigen und  über den recht­
schaffen m üde gewordenen A r­
beitnehm er der Tag der Pen­
sionierung g le ichem assen  wie 
ein N aturereignis herein, er

hat keine Wahl. Sozialdemo­
kratische Politik verlangt die 
Wahl des Pensionsalters in 
eigener Verantwortung des 
Betagten. Z ur Realisierung die­
ses Postulates aber müssen die 
M ittel bereitgestellt werden.

Es g ibt eine 
andere Lösung

Interview mit dem Sekretär des 
Schweizerischen Gewerk­
schaftsbundes, Fritz Leuthy, 
zur Poch-Initiative über die 
Herabsetzung des AHV-Alters.

«SP-Zeitung»: «Ist die Herab­
setzung des AHV-Alters im 
Sinne der Initiative sozial 
wünschbar?»

F. L.: «Diese F rage kann wohl 
nicht einfach m it ja  oder nein 
beantw ortet werden. Sollte die 
Ausweitung der Freizeit nicht 
eher in Form en anßestrebtJMHfc-...

schähe unter der V orausset­
zung. dass der Anteil der 
öffentlichen Hand, wie in der 
9. AHV-Revision vorgesehen, 
20 Prozent der gesamten A us­
gaben betragen, also um  etwa 
500 M illionen Franken erhöht 
würde.»

«SP-Zeilnng»! «Gibt es eine

Das
meintdie« S o lo th u rn er A Z »

Die Zeitung der fortschrittlichen Kräfte im Kanton 
Solothurn.

Abonnemente kriegen Sie über Telefon (062) 21 47 91. 
Wir informieren exklusiv und alternativ.
Lesen Sie die «Solothurner AZ»!

A n diesem Abstim m ungs­
w ochenende vom 24.— 26. 
F ebruar 1978 geht es um  
zwei wichtige Dinge: D ie 
AHV, unser grösstes und 
wichtigstes Sozialwerk, soll 
die nächsten Jahrzehnte 
überstehen können, auch 
wenn sich die w irtschaft­
lichen Verhältnisse in die­
ser oder jener Richtung 
w eiter verändern sollten. 
D azu ist ein langfristig 
tragbares Finanzierungs­
konzept nötig.
Gegen eine Herabsetzung 
des AH V-Alters ist nichts 
einzuwenden. Insofern sind 
wir m it dem Anliegen der 
Initiative einverstanden. 
A ber de r hier beschrittene 
Weg lässt zwei der wichtig­
sten Unzulänglichkeiten der 
heutigen Regelung unbe­
rührt: F rauen  und M änner 
w erden ungleich behandelt; 
der ä lter gewordene Mensch 
wird zum  Pensioniertsein 
verknurrt, ob er noch rü-

Weichen
stellen

stig sei oder rechtschaffen 
m üde geworden nun aus­
steigen möchte. Abgesehen 
davon kostet die Poch-Lö- 
sung m ehr, als jetz t bezahlt 
werden könnte.
Die M arktw irtschaft —  so 
haben es die W issenschaf­
ter des K apitalism us lange 
Zeit behauptet —  kann sich 
selbst korrigieren und regu­
lieren. D as stim m t nicht, 
sagen dieO ekonom en heute 
übereinstim m end. Deshalb 
b raucht der S taat ein In ­
strum entarium , um  W irt­
schaftsschw ankungen aus- 
gleichen zu können. D er

la u te  von Gestern

Das ist der«Trum pf-B uur». 
Seit 30 Jahren  versucht er, 
das Volk fü r dum m  zu ver­
kaufen. H inter ihm  ver­
stecken sich die Exponen­
ten der H ochfinanz und der

D o f f t i t a «  l o o -

Diese drei Männer versu­
chen, in- und ausserhalb 
des Komitees gegen die 9. 
AHV-Revision, unser gröss­
tes mul wichtigstes Sozial­
werk zu zerstören. Ihnen 
sollten wir eine Niederlage 
bereiten. Deshalb am 26. 
Februar an die Urnen.

so m üssten die Betagten 
noch lange kein R echt auf 
Rentenerhöhung haben.
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Wissen Sie.
•  dass eine Anpassung der 
AHV-Renten seit 1948 aus­
schliesslich an die Preise 
bewirkt hätte, dass die Mi- 
nimalrente heute 100 Fran­
ken und die Maximalrente 
310 Franken monatlich be­
trüge.

•  dass eine Herabsetzung 
des AHV-Alters gemäss 
Poch-Initiative Arbeitneh­
mer und Arbeitgeber je et­
wa 1,5 zusätzliche Lohn­
prozente kosten würde?

•  dass ein Steuerbeamter, 
der über Fluchtkapital aus 
einem Entwicklungsland et­
was erfahren will, sich 
durch sein Fragen strafbar 
macht, während ein Arbeit­
nehmer über seiu Einkom­
men zu unbedingter Aus­
kunftserteilung verpflichtet 
ist?
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Steuerrad des Staates, um 
zu grosse Schwankungen 
ausgleichen zu können, von 
denen die Lohnabhängigen 
im m er zuerst und am 
schärfsten betroffen sind. 
D em okratie im N ational- 
strassenbau —  dam it sind 
SP Schweiz und G ew erk­
schaften einverstanden. Das 
W achstum  der letzten Jahre 
m acht ein Ueberdenken 
notwendig. E ine M otion 
des N ationalrates sorgt für 
Bedenkzeit, die Initiative 
von Franz W eber hingegen 
m öchte den W eg zurück 
beschreiten.

Hans Erni, der bekannte Grafiker und Künstler, hat 1948 an der Wiege der AHV für dieses bedeutende Sozialwerk geworben. Jetzt, 
wo es um das Überleben der Altersversicherung geht, stellt er erneut seine künstlerische Gestaltungskraft für die 9. AHV-Revision 
zur Verfügung.

reichliches Verm ögen ihr eigen 
nennen und die deshalb vor­
zeitig au f ihr A rbeitseinkom ­
men verzichten können. A ber 
viele A rbeitnehm er, vorab 
auch H andw erker und A rbei­
ter, die —  statistisch nachge­
wiesen — die geringste Lebens­
erw artung haben, sind auf den 
V erdienst noch nach dem 60. 
A ltersjahr angewiesen. W enn 
aber die Initiative heute ange­
nom m en würde, m üssten die 
Renten um  einen Viertel ge­
kürzt werden. Dazu können 
wir nicht ja sagen.

Ungleichheit zementiert
Die Initiative sieht ein unter­
schiedliches R entenalter für 
M änner und F rauen  vor. Die 
Initianten rechtfertigen das mit

A lte rn a tiv e  Je u r ro c h -In itia -
tive?»
F. L.: «Es gibt eine andere L ö­
sung: das flexible Rentenalter. 
D anach sollte jederm ann in­
nerhalb einer bestim m ten 
G renze sein Rentenalter selber 
festlegen können. Zu dieser 
Lösung hat der Kongress des 
Schweizerischen G ew erk­
schaftsbundes bereits zustim ­
m end Stellung genommen. Der 
Bundesrat hat inzwischen der 
AHV-Kommission den A uf­
trag erteilt, diese Frage einge­
hend zu prüfen. W ir m üssen 
h ier eine Lösung anstreben, die 
zw ar keine wesentlichen M ehr­
kosten verursacht, aber auch 
die resultierenden R entenkür­
zungen in einem tragbaren 
Rahm en hält.»

Üfas flt ^Hcfr'Ctl’to  Fischer?' 
E r m acht sich stark für 
eine enorm e Schwächung 
der AHV. Dam it stützt er 
die grossen Fische unter 
den Gewerbetreibenden. 
D as K leingewerbe wird 
durch die 9. AHV-Revision 
näm lich entlastet.

Rati defO esffW chte-d«  Se*
zialstaates Schweiz wieder 
zurückdrehen wollen. Dazu 
müssen w ir nein sagen, in­
dem wir ja  zur 9. AHV- 
Revision stimmen.

den. die sich w ährend dss-.ge-j». 
sam ten Erwerbslebens auswir­
ken, z. B. über längere Ferien, 
kürzere tägliche Arbeitszeit 
usw.? Jedenfalls zeigt sich im­
m er wieder, dass ältere M en­
schen nur ungern aus dem A r­
beitsprozess ausscheiden, weil 
sie befürchten, ihr Leben ver­
löre dam it seinen Sinn.»

«SP-Zeitung»: «Was kostet die 
Poch-Initiative bei ihrer Ver­
wirklichung?»

F. L.: «Wenn M änner mit 60 
und Frauen m it 58 pensioniert 
werden, m üssten die Beitrags­
sätze der A rbeitnehm er und der 
A rbeitgeber um  je 1,5 Prozent, 
also um  insgesamt 3 L ohnpro­
zente, erhöht werden. Dies ge-

Das ist H err H ans-U lrich 
G raf. E r hat sich im P arla ­
m ent mit H änden und Füs­
sen gegen eine Konsolidie­
rung der AH V  gewehrt. E r 
findet, wenn die W irtschaft 
L ohnerhöhungen gewähre,

Das ist H err E m st Cincera. 
Er hat sich dadurch her­
vorgetan, dass e r  im Pri­
vatleben unbescholtener 
Bürger herum schnüffelte. 
Mit den von seiner Privat­
polizei eruierten Personal­
angaben hat er herum hau­
siert und m anchem  sein 
Berufsleben zerstört.
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VON RUDOLF H. STRAHM,
PRÄSIDENT DER KOMMISSION BANKENINITIATIVE

Die Schweizer Grossbanken, Hochburgen der Macht 
in unserem Staat und bisher unerschütterliche 
Grundfesten gegen alle Kritik, sind plötzlich nervös. 
Ihre Koordinationsausschüsse rotieren. lhre«Public- 
Relations»-Apparate brüten. Ihre Beschwichtigun­
gen für die ausländischen Kapitalflüchtlinge laufen 
auf Hochtouren. Mit der Schweizerischen National­
bank waren sie plötzlich zur Aushandlung eines 
(allerdings wenig wirksamen) «Ehrenkodex» über 
ausländische Fluchtgelder bereit, nachdem sie sich 
jahrelang gegen die geringsten Diskussionen über 
das Bankgeheimnis gewehrt hatten. Durch den 
Dachverband, die Bankiervereinigung, Hessen sie 
Richtlinien über die Banken-«Kontrolle» mit viel 
publizistischem Getöse veröffentlichen.

Solches Spektakel wird un ter­
nom men, um die angekündigte 
Initiative gegen die M issbrau­
che im Bankwesen jetzt schon
zu bekäm pfen.
Diese Initiative ist noch nicht 
verabschiedet. Sie w urde in 
sorgfältiger A rbeit von einer 
Expertenkom m ission der SPS 
vorbereitet und w ird in drei 
Lesungen im  Parteivorstand 
behandelt. Auch die lokalen 
Parteisektionen kom m en zu
W nrt hpvnr im TVÆ.aJ 1Q78 d(*r

Eiue nötige Initiative

D ie SPS-Bankeninitiative will 
n icht etwa das Bankgeheimnis 
abschaffen. Sonst könnte jeder 
C incera kom m en und in den 
privaten G eldangelegenheiten 
des Bürgers schnüffeln.

Die Initiative will fü r alle jene 
Fälle  eine A uskunftspflicht der 
Banken gegenüber den Behör­
den einführen, wo das Bank­
geheimnis im  grossen Ausmass 
zur Prellung des Staates miss­
braucht wird: bei der Steuer­
hinterziehung, bei W irtschafts­
krim inalität, bei der F lucht­
kapitalschieberei aus dem Aus­
land.
D ie reichen Oberschichten in 
den arm en Ländern und E nt­
w icklungsländern bringen jäh r­
lich H underte von M illionen 
F luchtgelder illegal in die 
Schweiz. W affenschiebereien, 
K orruptionszahlungen werden 
über die geheim nisgeschützten 
Schweizer Bankkonti abgewik- 
kelt. D ie Banken geben keine 
Auskunft und verschanzen sich 
hinter dem Bankgeheimnis.

Das soll anders werden!

Die SPS-Initiative will die Ban­
ken gegenüber den Steuerbe­
hörden und G erichten zur Aus­

kunft verpflichten, w obei die 
kleinen Sparheftverm ögen aus­
genomm en werden sollen. 
W enn ausländische R egierun­
gen, die die M enschenrechte 
nicht missachten, darum  bitten, 
soll die schweizerische Regie­
rung nach dieser Initiative auch 
bei der Erm ittlung bei Schwei­
zer Banken mithelfen.
D ie Banken behaupten dauernd, 
über das entgegengenommene 
G eld wüssten sie nichts 
Schlechtes, und im übrigen 
könnten sie bei ihren Kunden 
n icht «des Bruders H üter» w er­
den.
W enn tatsächlich kein M akel 
an diesem Geld ist, dann m üss­
ten sie nichts befürchten, denn 
dem ehrlich verdienten und 
versteuerten Geld geht die SPS- 
Initiative nicht an den Kragen. 
N un wollen die Grossbanken 
die geplante, gemässigte SPS- 
Bankeninitiative bereits bei de­
ren Lancierung und nicht erst 
bei der Abstim mung bekäm p­
fen. Sind diese Anstrengungen 
gegen die Initiative etw a der 
Beweis dafür, dass es eben 
doch viel zu vertuschen gibt?

Finanziniperien kontrollieren
— aber wie?

G eradezu krebsartig ist die 
V erflechtung der Banken mit 
der übrigen W irtschaft gewach­
sen. Jede der drei G rossban­
ken h a t 600 bis 700 Verwal-
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Parteitag über die Lancierung 
befindet.

Wo Throne wanken, 
helfen Schweizer Banken

W ussten Sie schon, dass 
etwa 12 Milliarden Flucht­
gelder der Herrschenden 
aus Entwicklungsländern
auf Schweizer Bankkonti 
liegen?
W ussten Sie, dass Schwei­
zer Banken diese Fluchtka­
pitalien selbst dann  nicht 
bekanntgeben oder heraus­
geben, wenn es sich nach­
weislich um  vom  Volk ge­
stohlene oder durch  K or­
ruption erw orbene Verm ö­
gen handelt (wie zum Bei­
spiel die Haile-Selassie- 
Millionen)?

Wo sich Betrüger sonnten, 
helfen Nummernkonten.

W ussten Sie, dass Schwei­
zer N um m ernkonten nach 
langjährigen Erm ittlungen 
der am erikanischen Steuer­
behörden von Rauschgift- 
hiindlern, Waffenschiebern, 
Schmiergeldagenten in al­
ler W elt am  m eisten be­
nützt werden?
Wussten Sie, dass die Ban­
ken bei E rm ittlungen der 
Behörden aufgrund des 
Bankgeheimnisses jede Aus­
kunft verweigern können?

Für «heisse» 
Informationen:

Tel. 061/25 50 81

VON JEAN-PIERRE METRAL, GENF

Über eine Initiative, die am 22. Juli 1974 mit 68 000 
Unterschriften eingereicht worden war, versucht der 
Umweltschützer Franz Weber zu erreichen, dass die 
Konzeption, die Linienführung und der Bau von 
Nationalstrassen unter die Kompetenz der Bundes­
versammlung fallen. Entscheide darüber sollen 
überdies dem Referendum unterstellt werden. In 
den Übergangsbestimmungen der Initiative kommt 
zum Ausdruck, dass ferner alle Nationalstrassen 
oder Strassenabschnitte, die am 1. August 1973 
noch nicht im Bau oder noch nicht fertiggestellt waren, 
ebenfalls dem fakultativen Referendum unterstellt wer­
den.
Illusionen geweckt
D er Titel der fraglichen In­
itiative ist geeignet, Illusionen 
zu wecken. Sie erlaubt den di­
rekt Betroffenen näm lich nicht 
wesentlich m ehr M itsprache, 
wie sie das glauben macht. 
D er Bundesversam m lung zu 
erlauben, die allgemeinen oder 
definitiven Baupläne zu disku­
tieren, hiesse im Falle eines zu­
stande gekomm enen Referen­
dum s, Thurgauern  und Schaff­
hausern zu gestatten, über ein 
Teilstück in G enf oder im 
W allis abzustim men. D ie eid­
genössischen R äte könnten so­
gar — was noch schwerer 
wiegt — einer Region eine 
A utobahn aufzwingen, die sie 
gar nicht möchte. D ie Sozial­
dem okraten verlangen deshalb, 
dass die Genehm igung der 
R ichtpläne durch die kontona- 
len Parlam ente erfolgt bzw. 
durch  die Kantonsbevölkerung, 
so dass die betroffenen Regio­
nen sich dazu aussprechen 
können, wenn sie das wün­
schen.

Bedenkliche
Übergangsordnung

D ie Ü bergangsordnung end­
lich, die Teilstücke, die seit 
1. August 1973 im Realisie­
rungsstadium  sind, dem  fakul­
tativen Referendum  unterstel­
len m öchte, ist ungeschickt

voll überdenken
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und nicht ungefährlich. Unge­
schickt, weil sie zum Abbruch 
fertiggebaüter Teilstücke füh­
ren könnte, wobei wir an die 
politische Reife des Volkes 
glauben und w ir das deshalb 
nicht fü r sehr wahrscheinlich 
halten; gefährlich aber, weil 
es einem Gesetz rückw irken­
den C harak ter gibt, was für 
andere D om änen einen unlieb­
sam en Präzedenzfall bedeuten 
könnte.

Der Vorstand entschied
D er Parteivorstand der SP 
Schweiz h a t m it 24 Nein-Stim ­
men gegen 21 Stimmen für 
Stim m freigabe die N E IN -P A ­
ROLE beschlossen. D am it hat 
er keineswegs das zur D iskus­
sion gestellte Problem  negiert, 
sondern die Lösungsvorschläge 
als falsch und unzureichend 
abgelehnt. F ü r die Sozialde­
m okraten liegt der W eg in der 
erw ähnten M otion und  einer 
verm ehrten M itsprache der 
Kantone.

Neue Kompetenzordnung
Die eigentliche Absicht der In ­
itianten liegt dem nach in einer 
Ä nderung der heute geltenden 
K om petenzordnung (was an 
sich ein unterstützensw ertes 
Anliegen ist). M an ginge da­
m it zur Situation vor 1960 zu­
rück, als die Kom petenzen an 
den Bundesrat übertragen wur-

Gesamtlänge des 
Nationalstrassen- 
netzes 1838 km

Gesamtlänge des 
am 31. Dezember 
1977 fertiggestell- 
tcn National-
strassennetzes 1006 km

«Eingefrorene» Teilstiicke 
durch die Motion der 
Nationalratskommission

N I Yverdon—Avenches 
S N 1 /S N 3  Zürich: Hard- 
turm — Letten—Sihlhölzli 
N4 W ettswil-Kronau 
N6 W immis—Rawyl— 
U vrier VS
N7 M üllheim —Kreuz- 
lingen
N9 Lausanne Ost—Corsy— 
Perraudettaz

den. Hinzu kommt aber — 
und das ist wichtig —  die A b­
sicht, das heutige N ational- 
strassenbauprogram m  zu «ent­
wirren», eine Absicht, die 
F ranz  W eber in seiner K am ­
pagne Helvetica nostra ver­
kündete.

Offene Türen
Sollte das Letztere das wahre 
Ziel der Initiative sein, so 
renn t sie offene Türen ein. D ie 
L inienführung ist schon heute 
in der Kom petenz der B un­
desversam m lung. D avon m ach­

Die Übergangsbestimmungen für «Demokratisierung im Nationalstrassenbau» sind so abenteuer­
lich, dass die iu der grünen Wiese endende Autobahn eine Möglichkeit wird.

ten die K am m ern 1965 Ge­
brauch, als sie den G otthard- 
Strassentunnel und 1971, als 
sie die N ordum fahrung der 
Stadt Zürich ins Program m  
aufnahrrien. Sie würden wei­
ter davon G ebrauch machen, 
wenn sie die T ransjurane, die 
A utobahn durch den Jura , ins 
Program m  aufnähm en. Sie 
stützten sich darauf, als sie im 
F rü h jah r 1977 die M otion der 
nationalrätlichen Kom m ission 
zur V orberatung der Initiative 
W eber zur Dem okratisierung

des N ationalstrassenbaus gut- 
hiessen. D anach soll eine Reihe 
von Teilstücken erst gebaut 
werden, wenn die eidgenössi­
schen R äte darüber neu Be­
schluss gefasst haben. D am it 
ist ein Teil des N ationalstras- 
sen-Bauprogram m s aufs Eis ge- 
gelegt w orden, m ithin ein 
wichtiges Anliegen der Initia­
tive erfüllt.

Genügend Demokratie?
M an m uss sich natürlich  fra ­
gen, ob den dem okratischen

Spielregeln in dieser D om äne 
im m er Genüge getan wurde. 
In  der T a t liegt die A usarbei­
tung der allgem einen R icht­
pläne und die der definitiven 
Baupläne —  ebenfalls von den 
K antonen aufgestellt —  aus­
schliesslich in den H änden der 
V erwaltung. D ie kantonalen 
Parlam ente beschliessen einzig 
über die K antonsanteile an 
den Baukosten. Schliesslich 
liegt auch die A usführung der 
P läne in  der K om petenz der 
Regierungen.

nauuiraisirassen: sinn
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■ABSTIMMUNG VOM 26, FEBRUAR 1978

Wetterbericht

Einen sonnigen Lebensabend wollen wir den Be­
tagten, den rechtschaffen müde gewordenen Men­
schen mit einem kräftigen Ja zur 9.AHV-Revision 
am 26. Februar 1978 bescheren.
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tungsratssitze in ändern Un­
ternehmungen. Jede besitzt und 
kontrolliert 50 bis 60 Finanz­
gesellschaften, die ihrerseits 
wiederum Beteiligungen an 
Hunderten von Firm en be­
sitzen.
W ie kann man diese «Verkreb- 
sung» der W irtschaft aufhalten 
—  wie die Bankenm acht kon­
trollieren?
Soll man die M acht der Ban­
ken kontrollieren, indem man 
sie verstaatlicht? Oder soll man 
die Verflechtungen zwischen 
Banken und Nichtbanken auf- 
heben und die von Finanzge­
sellschaften abhängigen B e­
triebe wieder selbständig ma­
chen?
Die SPS-Bankeninitiative will 
das zweite. Sie will dezentrali­
sieren, entflechten und so eine 
demokratischere W irtschafts­
struktur ermöglichen. Dem be­
reits heute überlasteten Staat 
möchte sie nicht noch mehr 
aufbürden, vielmehr das Pro­
blem durch Dezentralisierung 
lösen. W enn nichts passiert in 
diesem Verflechtungs- und 
Konzentrationsprozess, passiert 
es, dass in kurzer Zeit die 
Schweiz nur noch ein paar 
grossen Finanzim perien gehört. 
Und das will die SPS-Banken­
initiative verhindern.

Ungleichheiten
Unselbständigerwerbende ha­
ben mit der Steuererklärung 
einen Lohnausweis des A rbeit­
gebers einzuschicken. Selbstän­
digerwerbende, wie Ärzte, A n­
wälte, Gewerbetreibende, sowie 
Kapitalbesitzer kennen jedoch 
keinen Lohnausweis; dessen 
Gegenstück ist ihr Bankkonto- 
Auszug. A ber dieser bleibt ge­
heim. D as Bankgeheimnis 
schafft ungleiches Recht zwi­
schen Lohnbezügern und Selb­
ständigerwerbenden :

Für Lohnbezüger gilt:

(Art. 87 und 90 des W ehr­
steuerbeschlusses)

«Pflichtige mit Einkommen 
aus unselbständiger Erw erbs­
tätigkeit haben der W ehrsteuer­
erklärung einen Lohnausweis 
beizulegen.»
(Art. 87, Abs. 2.)

«Unterlässt es ein A rbeitneh­
mer, trotz Mahnung, den Lohn­
ausweis beizubringen, so ist die 
Veranlagungsbehörde befugt, 
den Ausweis beim Arbeitgeber 
einzufordern.»
(Art. 90, Abs. 4.)

Für Selbständigerwerbende 
gilt:
(Art. 47  des Bankengesetzes)

Abonnieren Sie die 
Ostschweizer AZ

Jahresabonnement Fr. 60. 
Telefon 071/222266

«W er ein Geheimnis offenbart, 
das ihm in seiner Eigenschaft 
als Organ, Angestellter, Beauf­
t r a g te r . . .  einer Bank anver­
traut worden ist ( . . . ) ,  wer zu 
einer solchen Verletzung des 
Berufsgeheimnisses zu verlei­
ten sucht, wird mit Gefängnis 
bis zu 6 Monaten oder mit bis 
zu 50 000 Franken bestraft.» 
(Art. 47.)
E in Steuerbeamter erhält also 
von der Bank keine Auskunft 
und wenn er fragt, kann er 
sich erst noch strafbar machen 
wegen Anstiftung zur V erlet­
zung des Bankgeheimnisses!

Aufgepasst!
Im  Parlam ent ist derzeit ein 
heisses Gesetz in Beratung. Es 
geht um das Gesetz über die 
internationale R echtshilfe in 
Strafsachen.

Es geht um die Frage, ob un­
sere Regierung bei der Erm itt­
lung von internationalen W irt­
schaftsdelikten, Steuerhinter­
ziehungen und Devisenverge­
hen bei Schweizer Banken hel­
fen soll. D ie Schweizer G ross­
banken sind dagegen, weil sie 
befürchten, die Milliarden 
Steuerfluchtgelder aus dem 
Ausland würden ausbleiben 
und ihre Finanzdrehscheibe für 
alle schmutzigen Gelder, bei 
denen etwas zu verdecken ist, 
würde nicht mehr gleich spie­
len.

Auch der Bundesrat liess sich 
von den Banken überzeugen 
und sah vor, einem Ersuchen 
einer ausländischen Regierung 
um M ithilfe bei Ermittlungen 
bei Schweizer Banken nicht zu 
entsprechen. O ffenbar war es

ihm aber bei der ganzen Sa­
che nicht ganz geheuer und er 
schlug folgenden Ausnahme­
satz vor:
«Ausnahmsweise kann einem 
solchen Ersuchen (aus dem Aus­
land) entsprochen werden, wenn 
die Ablehnung wesentliche In ­
teressen der Schweiz erheblich 
beeinträchtigen kann.»
Selbst dieses Sätzchen, das auf 
die Landesinteressen immerhin 
als Hintertürchen Rücksicht 
nehmen wollte, war der Ban- 
ken-Lobby zuviel. Selbst diese 
Rücksichtnahme auf wesent­
liche Landesinteressen ging den 
Grossbanken zu weit und sie 
brachten die Ständeräte dazu, 
diesen Satz glattweg zu strei­
chen. W enn’s um Bankeninter­
essen geht, müssen selbst we­
sentliche Landesinteressen zu­
rückstehen I

Ein Steuerrad für die
VON LILIAN UCHTENHAGEN

Es war die Sozialdemokra­
tische Partei, die vor über 
40 Jahren den ersten kon­
junkturpolitischen Vorstoss 
zur Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit lanciert hatte. 
Ausschlaggebend für die 
sogenannte Kriseninitiative 
war schon damals die Ein­
sicht, dass die kapitalisti­
sche Marktwirtschaft nicht

Wirtschaft
s ic h  s e ih s t  h e r a u s  F e h lftn tw ir * .k -  r\rr  n rn s c p n  W irtc i-h a ftcL -ric *» -------- i : —

Auf einen Blick
Ja zur 9. AHV-Revislon,
denn dagegen sind Leute, denen die Gewährlei­
stung der Menschenwürde ein Dorn im Auge ist.

Nein zur Herabsetzung des AHV-Alters,
denn die Poch-Initiative fixiert neue Altersgrenzen 
anstatt die freie Wahl zu ermöglichen.



über genügend Selbst­
steuerung verfüge, um eine 
gletchmässige Entwicklung 
zu garantieren.
Z w ar h a t es seit industrieller 
R evolution und Entstehung 
der arbeitsteiligen M arktw irt­
schaft kaum  je stabile Zeiten 
gegeben. Schon im m er wech­
selten Phasen der Ü berhitzung 
und T euerung m it solchen der 
D epression und Arbeitslosig­
keit ab. T rotzdem  konnte sich 
der G laube an die selbstregu­
lierende K raft der M arktw irt­
schaft bis gegen Ende der dreis- 
siger Jah re  halten. Heute hat 
ihn auch die W irtschaftstheo­
rie aufgegeben; er wird höch­
stens von ein p aar unentw eg­
ten Alt- und Neu-«Liberalen» 
noch unverdrossen vertreten.

Kein Wundermittel
W ir wissen, dass die M arkt­
w irtschaft n icht fähig ist, aus

lungen zu korrigieren. Viel­
m ehr hat sie die unangenehm e 
Eigenschaft, sich selbst zu 
übersteigern, indem  sie sowohl 
Entw icklungen nach oben wie 
nach unten autom atisch noch 
verstärkt. Deshalb haben denn 
auch alle m odernen Industrie­
staaten die Aufgabe übernom ­
m en, m it konjunkturpolitischen 
M assnahm en dafür zu sorgen, 
dass w irtschaftliche Ausschläge 
eingedäm m t werden und eine 
einigerm assen stetige W irt­
schaftsentwicklung gewährlei­
stet wird, und zw ar bei Voll­
beschäftigung und möglichst 
stabilen Preisen.

Einseitig krisenorientiert

Auch wir haben 1947 einen A r­
tikel in unsere Verfassung auf­
genom m en — Art. 31quinquies 
— , welcher unserem  Staat kon­
junkturpolitische A ufgaben 
überträgt. U nter dem Eindruck

Politik ist kein 
Dreckgeschäft
Politik ist die öffentliche 
Auseinandersetzung mit 
Problemen, die die 
Öffentlichkeit betreffen.
Parteien sind die Platt­
form, auf der die poli­
tische Arbeit geleistet 
wird. Treten Sie der SP 
Schweiz bei.

Ich trete der SP Schweiz bei:

' ; ’ . . I  - i -
Name:_____________________ ______________

Adresse:____________________________________

Beruf:____________________________________

Angaben in Blockschrift

Einsenden an: SP Schweia, Postfach 2144, 3001 Bern

Das meinenSUI -Leser
Die 9. AHV-Revision strebt 
die Konsolidierung unseres 
grössten Sozialwerkes an, 
die Sicherung der Renten 
fü r die heutige Rentnerge­
neration, aber auch für die 
heute noch beitragszahlen­
de G eneration, die im Alter 
dereinst auch in den Genuss 
des Sozialwerkes zu kom ­
m en wünscht. Dieses Ziel 
soll m it drei M assnahm en 
erreicht werden: M ehrein­
nahm en der Versicherten 
und der Arbeitgeber, Ver­
besserung der Ausgaben­
seite, N euordnung der Bun­
desbeiträge.

Nationalrat Heinz Bratschi 
in der Friihjahrssesion 1977

D ie 9. Revision soll die F i­
nanzierung der AHV wie­
der sicherstellen. D ie F i­
nanzierungsgrundlage ist 
wegen der Kürzung der 
Bundesanteile ins W anken 
geraten und hat zu unzäh­
ligen Erörterungen geführt, 
die eine allgemeine U n ­
sicherheit zur Folge hatten. 
Sie soll nun wieder eine ge­
sunde Basis erhalten. Dass 
dazu eine klare Regelung 
der Bundesanteile nötig ist, 
sollte eigentlich unbestrit­
ten sein, ebenso dass der 
Bund zuvorderst m it einer 
Beteiligung seinem gröss­
ten  Sozialwerk eine breite 
Vertrauensbasis schaffen 
m iiss.
Nationalrat Thomas 
Fraefel in der Winter- 
session 1977

geschaffen, ist unser K onjunk­
turartikel zw ar auf die V erhin­
derung von W irtschaftskrisen 
ausgerichtet, lässt aber keine 
M assnahm en zu, die von der 
H andels- und Gewerbefreiheit 
abweichen. E r kann zudem erst 
nach eingetretener A rbeitslo­
sigkeit angewendet werden, so 
dass vorsorgliche M assnahm en 
ausf allen.
Noch ungeeigneter ist der alte 
K onjunkturartikel zur D äm p­
fung von Ü berkonjunktur und 
B ekäm pfung inflationärer Preis­
steigerungen. So m ussten seit 
1964 m ehr als ein dutzendm al 
konjunkturpolitische M assnah­
men ergriffen werden, die nur 
auf N otrecht beruhten. N ot­
rechtliche M assnahm en kön­
nen aber w iederum  erst dann 
angewandt werden, wenn ein 
N otstand eingetreten ist —  und 
dann ist es m eistens zu spät.

Volk sagte ja

Eine erste Verfassungsvorlage 
für einen neuen Konjunktur- 
artikel hat das Volk zw ar 1975 
angenom m en; sie scheiterte 
aber am Ständepatt. Die jet-

etw as «gerupftes Huhn», das 
nicht m ehr viel A ngriffsflächen 
bietet. Im m erhin hat fü r uns 
Sozialdem okraten die Be­
schränkung auf die sogenann­
ten klassischen M assnahm en 
—  Geld-, Finanz- und Aussen- 
w irtschaftspolitik —  zumindest 
einen erheblichen Vorteil: E in­
kommenspolitik, sprich ein 
E infrieren  der Löhne, liegt 
n icht m ehr drin.
Schliesslich kann der neue 
Konjunkturartikel die U n te r­
nehm en zur Schaffung von A r­
beitsbeschaffungsreserven ver­
pflichten. Dies w ar für unser 
m ehrheitlich bürgerliches P a r­
lam ent, das den K onjunktur­
artikel gutzuheissen hatte, 
keine Selbstverständlichkeit — 
es bedurfte  dazu des gezielten 
Einsatzes der Sozialdem okra­
ten.
Im  übrigen kann m it dem 
neuen K onjunkturartikel end­
lich eine W irtschaftsstatistik 
aufgebaut werden, die diesen 
N am en verdient —  w ahrhaftig 
kein Luxus.
Krise und Teuerung gehen 
beide zu Lasten von uns Ar-
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rem Interesse, dem neuen K on­
junkturartikel zum  D urchbruch 
zu verhelfen, denn er schafft 
die verfassungsm ässigen G rund­
lagen für einen wirkungsvolle­
ren K am pf gegen Krise, A r­
beitslosigkeit und Teuerung. 
D eshalb Sozialdem okraten: mit 
einem «Ja» an die Urne.

Nein zur Nationalstrassen-Initiative,
denn die Demokratisierung des Entscheidungs­
prozesses erfüllt sie unzureichend.

Ja zum Konjunkturartikel,
denn die freie Marktwirtschaft kann ihre Schwä­
chen nicht selber regulieren.

Diesmal wollen wir doch den Urnengang nicht verpassen — es geht am 26. Februar schliesslich 
um unsere AHV. Denen wollen wir’s mit einem JA zur 9. Revision zeigen . . .


